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VomVorhofzumHinterhof

Wohinsteuert die
Europäische Union?

Wasbringt die
Ost−Erweiterungfür die
neuen Mitglieder? Und
welche Rollespielen

einige Globalisierungs-
kritikerInnen?

"Rückkehr nach Europa" −
so wird der Beitritt zur EUin
den osteuropäischen Län-
dern gerne bezeichnet. Nach
den Jahrzehnten sowjeti-
scher Vorherrschaft werden
dadurchvor allemstabile po-
litische und ökonomische
Verhältnisse, eine internatio-
nale Aufwertung und eine
Steigerung des persönlichen
Wohlstands erwartet. Man
will von der "Zweiten" in die
"Erste" Welt aufsteigen.
Mit der Aufnahmevonacht

osteuropäischen Staaten so-
wie der für das Jahr 2007 ge-
planten Aufnahme von Bulga-
rien und Rumänien gehören
alle europäischen Satelliten-
staaten der ehemalige UdSSR
und sogar drei frühere Sow-
jetrepubliken zur EU. Damit
gibt es in Europa keine anta-
gonistischen Bündnissyste-
me mehr: Es gibt nur noch
den "Westen" in Gestalt der
EU und der Nato. Die Nach-
kriegsordnungist endgültigli-
quidiert.

Zentrumund Peripherie
Dass den neuen osteuropä-

ischen Mitgliedern ein ähnli-
cher wirtschaftlicher Erfolg
wie den südeuropäischen be-
schieden sein wird, ist kaum
anzunehmen. Die wirtschaftli-
che Leistungskraft der neuen
osteuropäischen Mitglieder
hat zumbisherigenEU−Durch-
schnitt einen erheblich grö-
ßeren Abstand als es vor 20
Jahren bei den südeuropä-
ischen Ländern der Fall war.
Die zehn neuen Mitglieder
bringen zwar 75 Millionen
neue Bürger in die Union, so-
dass sich deren Bevölke-
rungszahl um rund 20 Pro-
zent erhöht. Der Zuwachs des
Bruttoinlandsprodukts (BIP)
beträgt aber nur vier Prozent.
Anders ausgedrückt, macht

das gesamte BIP der zehn
neuen Mitglieder nur etwa
zwei Drittel des BIP Spaniens
aus.
Gleichzeitig wird die EU,

deren Mitglieder sich zur
Haushaltskonsolidierung ver-
pflichtet haben, für die Integ-
ration der neuen Mitglieder
erheblich weniger Mittel auf-
wendenals bei der Süd−Erwei-
terung. Auchbei denAgrarhil-
fen, demmit weitemAbstand
größten Ausgabenposten des
EU−Haushalts, werden die
neuen Mitglieder auf Jahre
hinweg schlechter abschnei-
den als die alten. Selbst die
stets opti mistische EU−Kom-
missionrechnet mit einer An-
gleichung der Lebensverhält-
nisse erst in zwei Jahrzehn-
ten, aber nicht einmal das
dürfte realistisch sein. Stär-
ker alsjemals zuvor wirdsich
die EUin wirtschaftlichunter-
schiedlich entwickelte Regio-
nendifferenzieren, wobei Ost-
europadie Rolle des auflange
Zeit unterentwickelten Hinter-
hofes zukommen wird.
Das dürfte auch den Regie-

rungen in Budapest, Tallinn
und Warschau klar sein, die
sich so sehr umeine EU−Mit-
gliedschaft bemühten. Ein
Hinterhof innerhalb der EUzu
werden, erscheint ihnen i m-
mer noch besser, als ein Vor-
hof außerhalb der EUzu blei-
ben. Angesichts der übertrie-
benen Erwartungen, die in
großen Teilen der Bevölke-
rung der neuen Mitgliedslän-
der bestehen, werden Enttäu-
schungen kaum ausbleiben,
was wieder den Nährboden
für nationalistische und ras-
sistische Tendenzen bilden
dürfte.
Für die alten Mitgliedslän-

der der EU werden die Aus-
wirkungen der Erweiterung
zunächst begrenzt bleiben.

Denn schon die gesamten
neunziger Jahre über diente
Osteuropa vor allem dem
deutschen Kapital als Absatz-
marktfür Warensowieals Ge-
biet für Direktinvestitionen,
bei denendie niedrigenLohn-
kosten ausgenutzt wurden.
Mit der Ost−Erweiterung wer-
den sich diese Verhältnisse
nicht grundlegend ändern,
sondernstabilisieren. Die ost-
europäischen Ökonomien
werden in einer untergeord-
neten Positionin eine vor al-
lem von westlichen Konzer-
nen organisierte Arbeitstei-
lung eingebunden werden. Al-
lerdings erfährt die alte EU
nicht nur eine Erweiterung,
sondernseit Jahrenaucheine
fortschreitende "Vertiefung"
ihres ökonomischenund poli-
tischenZusammenhangs. Die-
ser Vertiefungsprozess, der
der internationalen Konkur-
renzfähigkeit des europä-
ischen Kapitals dienen soll,
wird durch denseit denacht-
ziger Jahren herrschenden
Neoliberalismus strukturiert,
der allerorten auf Deregulie-
rung und Flexibilisierung
setzte.
Von den Beitrittsländern

wirdnuni mZugedes Erweite-
rungsprozesses eineviel radi-
kalere Form neoliberaler De-
regulierung und Flexibilisie-
rung verlangt, sodass man
prognostizieren kann, dass
sich die "Fortschritte" der
neuen Mitglieder bald auf die
alten auswirken werden, de-
ren "verkrustete Strukturen"
schon lange der Gegenstand
marktradikaler Kritik sind.
Ein wichtiges Element dieses
Vertiefungsprozesses besteht
auch darin, eine Reihe einst
nationalstaatlicher Kompe-
tenzen an suprastaatliche
Einrichtungender EUzuüber-
tragen. Dieser Prozess lässt

Was bringt die EU?
Auchin Polen
hoffen viele auf
ein besseres
Einkommen.

(Foto:
EU−Kommission)

manche schon einen europä-
ischen Bundesstaat erhoffen
oder befürchten. Zwar ist ein
solcher Bundesstaat nochauf
längere Sicht nicht zu erwar-
ten, dafür sind dieInteressen-
unterschiede der einzelnen
Länder nochzugroß.
Doch wird sich die "Staat-

lichkeit" erheblichverändern.
Bereits jetzt bildet sich ein
"Kerneuropa" heraus, das i m-
mer stärker durch gemeinsa-
meInstitutionen wieetwaden
Euro und eine gemeinsame
Politik verbunden ist, wäh-
rend die übrigen EU−Mitglie-
der einen mehr oder weniger
mit diesem Kern verbunde-
nenRanddarstellen.

Transatlantische
Konkurrenz
Die neue EU will nicht nur

eine ökonomische Regulation
der Kapitalakkumulation be-
werkstelligen, sondern auf in-
ternationaler Bühneauchgrö-
ßeren politischen Einfluss
ausüben. Mit der geplanten
schnellen EU−Eingreiftruppe,
dienicht mehr der Landesver-
teidigung, sondern der welt-
weitenIntervention dient, so-
wie den auf eine bessere
Transport− und Kommunikati-
onskapazität zielenden Be-
schaffungsprogrammen soll
dieser Anspruch militärisch
untermauert werden. Poli-
tisch und ökonomisch dürfte
sich damit die Konkurrenz
der EUvor allemzu den USA
weiter verschärfen.
Von der Bevölkerungszahl

her übertrifft die EU bereits
jetzt die USA. Wirtschaftlich
und teilweise auch technolo-
gisch hinkt die EU allerdings
bisweilen noch hinterher. Das
Bruttoinlandsprodukt der EU
beträgt nur etwa 85 Prozent
desjenigen der USA. Die größ-

te Lückeklafft aber auf militä-
rischem Gebiet, und sie ist
auch nicht in kurzer Zeit zu
schließen. Bisher war die EU
auch nicht sonderlich daran
interessiert, sparte man so
doch Milliarden an Rüstungs-
ausgaben. Will die EU aber
zu einem weltpolitischen
Machtfaktor werden, dann
wird sie auch eine weltweit
einsatzfähige Truppe aufbau-
en müssen.

Außerparlamentarische
Reserven
Teile der globalisierungs-

kritischen Bewegung erwar-
ten viel von der sich neufor-
mierenden Europäischen Uni-
on. Gegenüber den "neolibe-
ralen" USA verweist man auf
die sozialstaatlichen Traditio-
nen Europas, gegenüber ei-
nemaggressiven US−amerika-
nischen Imperialismus plä-
diert man für eine auf Aus-
gleich bedachte europäische
Friedenspolitik. Diesem allzu
positiven Bild der EU lässt
sich entgegenhalten, dass
auch die EUkapitalistisch or-
ganisiert ist. So liegt der
Zweckdes Sozialstaates nicht
darin, das angenehme Leben
zu ermöglichen. Er ist keine
Sicherungder Menschen, son-
dern der Arbeitskraft, die
demKapital auch nach einer
Krankheit oder der Arbeitslo-
sigkeit wiederinalter Frische
zur Verfügung stehen soll.
Umstritten ist die Frage, wie
viel Sozialstaat nötig ist und
was die Sicherung der Ar-
beitskraft kosten darf. In die-
sen immer wieder aufbre-
chenden Konflikten dürften
spezifisch europäische Tradi-
tionen aber keine allzu große
Rollespielen.
Ähnlich problematisch ver-

hält es sich mit der besonde-
renFriedensliebe, die den eu-
ropäischenStaatenin Abgren-
zung zum US−amerikanischen
Imperialismus attestiert wird.
Denn wo für die EU militäri-
sche Lösungen möglich sind,
machte sie in der Vergangen-
heit durchaus davon Ge-
brauch, was nicht zuletzt der
Kosovokrieg zeigte. Nur ist
die EU nicht in der hegemo-
nialen Position wie die USA.
Die Idee, EU−Interessen not-
falls mit militärischer Gewalt
durchzusetzen, ist in vielen
Fällen schlicht unrealistisch,
weswegen gerne über friedli-
cheLösungendebattiert wird.
Ändern sich die Vorausset-
zungen, wird auch von der
Friedensliebe nicht mehr viel
übrig bleiben.
Die neue EU−Staatlichkeit

und ihre weltpolitischen Am-
bitionen bedürfen allerdings
der Legiti mation gegenüber
der eigenenBevölkerung. Und
dabei kann eine Protestbewe-
gung, die von der EU vor al-
lemGutes erwartet, durchaus
hilfreichsein.

Michael Heinrich

__________________________
Michael Heinrichist Dozent
für Politikwissenschaft an

derFreien Universität Berlin.

1 0/1 /2003 − 675 7i nterglobal


